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Anlage 4 
 

Katalog bestimmter Berufsgruppen zur Abgrenzung zwischen abhängiger 
Beschäftigung und selbständiger Tätigkeit 

 

Vorbemerkung 

Nach der ursprünglichen Fassung des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 SGB IV bis 31.12.2002 war 
als eines von fünf Kriterien für die Vermutung eines abhängigen Beschäftigungsverhält-
nisses zu prüfen, ob die zu beurteilende Tätigkeit typische Merkmale unternehmerischen 
Handelns erkennen lässt. In der Gesetzesbegründung (Bundestags-Drucksache 14/1855 S. 
7) wurde zum Ausdruck gebracht, es werde davon ausgegangen, dass die Spitzenorgani-
sationen der Sozialversicherungsträger zur Durchführung dieser Vorschrift kurzfristig 
branchenspezifische Kataloge erarbeiten. 

Im Hinblick darauf, dass die Rechtsvorschriften zur Vermutung eines abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnisses nur in den seltenen Fällen der fehlenden Mitwirkung eine Rolle spielten 
und in der Praxis vorwiegend auch in Zweifelsfällen die Statusentscheidung im Rahmen des 
Amtsermittlungsgrundsatzes durch die Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalles 
herbeigeführt wird (vgl. Abschn. 3.2 und 3.3 des Gemeinsamen Rundschreibens), wurde es 
als zweckmäßig angesehen, einen branchenspezifischen Abgrenzungskatalog nicht allein an 
den Merkmalen typischen unternehmerischen Handelns auszurichten. Ein solches Kriterium 
ist letztlich nur eine Facette bei der erforderlichen Gesamtbetrachtung des Einzelfalles. Es 
wird deshalb daran festgehalten, einen branchenspezifischen Abgrenzungskatalog heraus-
zugeben, der Hinweise zur Gesamtbetrachtung einzelner Berufsgruppen enthält. Aus 
diesem Grund hat der Abgrenzungskatalog auch nach dem Wegfall der bisherigen 
Vermutungsregelung durch das Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt (vgl. Abschn. 2 des Gemeinsamen Rundschreibens) weiterhin Gültigkeit. 

Bei der Gesamtbetrachtung wird als Merkmal für eine selbständige Tätigkeit der Grad der 
unternehmerischen Entscheidungsfreiheit zu beachten sein und, ob eine Erwerbsperson ein 
unternehmerisches Risiko trägt, unternehmerische Chancen wahrnehmen und hierfür 
Eigenwerbung betreiben kann. 

Zu typischen Merkmalen unternehmerischen Handelns gehört u.a., dass Leistungen im 
eigenen Namen und auf eigene Rechnung, statt im Namen und auf Rechnung des 
Auftraggebers erbracht werden, sowie die eigenständige Entscheidung über 
- Einkaufs- und Verkaufspreise, Warenbezug, 
- Einstellung von Personal, 
- Einsatz von Kapital und eigener Maschinen, 
- die Zahlungsweise der Kunden (z.B. sofortige Barzahlung, Stundungsmöglichkeit, 

Einräumung von Rabatten), 
- Art und Umfang der Kundenakquisition, 
- Art und Umfang von Werbemaßnahmen für das eigene Unternehmen (z.B. Benut- 

zung eigener Briefköpfe). 

Wie bestimmte Berufsgruppen im Einzelnen zu beurteilen sind, ergibt sich aus der 
folgenden Aufstellung: 
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Kirchenorganisten 

Personen, die nebenberuflich als Organist oder Organistin in Kirchengemeinden bei Gottes-
diensten oder anderen Veranstaltungen tätig sind, stehen in einem abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnis zur Kirchengemeinde. Bei ihrem Einsatz sind sie den Vorgaben der Gottes-
dienstordnung, die der Gemeinde zuzurechnen und keine Kraft der Natur der Sache vorge-
gebene Ordnung ist, unterworfen. 

Sofern Kirchenorganisten nur Einnahmen bis 1.848,- EUR jährlich bzw. 154,- EUR 
monatlich erzielen, sind diese nach § 3 Nr. 26 EStG steuerfrei. Insoweit liegt kein 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt vor mit der Folge, dass Versicherungspflicht nicht zum 
Tragen kommt (vgl. § 14 Abs. 1 Satz 3 SGB IV). Wird der steuerfreie Betrag (monatlich 
154,- EUR) überschritten, ist zu prüfen, ob die Beschäftigung geringfügig entlohnt ist. Dies 
ist seit 01.04.2003 der Fall, wenn das Entgelt einschließlich der steuerfreien Einnahmen 
554,- EUR monatlich nicht übersteigt; in diesen Fällen fallen ggf. Pauschalbeiträge zur 
Krankenversicherung (sofern der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert ist) und zur Rentenversicherung an. Wird eine versicherungspflichtige 
Hauptbeschäftigung ausgeübt, entsteht Versicherungspflicht auf Grund der Additions-
regelung des § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung, 
wenn neben der Beschäftigung als Kichenorganist noch eine weitere, zu einem früheren 
Zeitpunkt aufgenommene, geringfügige Beschäftigung ausgeübt wird. 


